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der medizinischen Einrichtung bzw. ihrem Rechtsträger zu­
standekommt, gilt für jeden behandelnden Arzt, daß er in 
Erfüllung der darin begründeten Rechtspflichten mit Sorgfalt 
und Gewissenhaftigkeit seine Kenntnisse und Fertigkeiten 
einsetzen muß, um die ärztliche Hilfe zu realisieren. Auch bei 
erforderlich werdenden Improvisationen während der ärzt­
lichen Hilfeleistung müssen diese ihren Ausgangspunkt im 
ärztlichen Wissen und Können und in den Kriterien der Sorg­
falt haben.

Sollte es trotz pflichtgemäßem Handeln in der Notfall­
situation zu einer Fehldiagnose oder fehlerhaften Therapie 
und darauf beruhendem negativem Ausgang der Hilfeleistung 
kommen, entsteht für den Arzt keine rechtliche Verantwort­
lichkeit. Er muß wie stets bei ärztlichem Handeln nur dann 
für fehlerhaftes Verhalten einstehen, wenn er Sorgfaltspflich­
ten schuldhaft verletzt hat, wenn er folglich die Möglichkeit 
hatte, sich unter den bestehenden Bedingungen richtig zu ver­
halten.

8. Die Verantwortung beim notfallmedizinischen Einsatz 
durch die SMH obliegt in jedem Fall dem diensttuenden Arzt 
des Einsatzes. Diese Leitungsverantwortung verpflichtet ihn 
auch, zufällig anwesende Ärzte in die Aufgaben der Notfall­
betreuung einzubeziehen. Selbst wenn diese Ärzte eine hö­
here Qualifikation haben, unterstehen sie seinen Einsatzwei­
sungen.

Ist ein Arzt allein am Ereignisort und ist seine Leistungs­
fähigkeit unter bestimmten Bedingungen eingeschränkt, hat 
er jedoch alles Erforderliche für die Beherrschbarkeit der 
Notfallsituation einzuleiten. In diesem Fall hat er beim Not­
fallpatienten zu verbleiben, bis dessen medizinische Betreu­
ung abgesichert ist.

9. Spezifische Bedingungen beim Notfall erfordern im 
Rahmen der Dringlichen Medizinischen Hilfe (DMH) auch den 
Einsatz von Fachkrankenschwestem bzw. Fachkrankenpflei- 
gern für Anästhesiologie bzw. anderen Fachkräften mit ent­
sprechenden Spezialkenntnissen. Auch bei improvisierter 
Hilfe im Notfall ist der Einsatz medizinischer Fachschulkader 
oft unerläßlich und zulässig. Dieser Personenkreis wird, ins­
besondere im DMH-Dienst, unter ärztlicher Leitung tätig.

Zuweilen fordert die Notfallsituation von diesen Mitarbei­
tern bestimmte medizinische Maßnahmen, die über ihre ge­
wohnten Arbeitsaufgaben, für die sie qualifiziert sind, hin- 
ctusgehen oder die sie vorher nicht selbständig durchgeführt 
haben. Diese Fälle — die unter Umständen auch für einen 
Arzt zutreffen können — stellen rechtlich eine Pflichtenkol­
lision dar. Der Fachschulkader kann einerseits die Ausfüh­
rung einer arbeitsrechtlichen Weisung verweigern, wenn er 
befürchten muß, dem Patienten zu- schaden, und hat anderer­
seits die Pflicht, besonders bei vitaler Indikation, alles in sei­
nen Kräften Stehende zu tun, um mit seinem Handeln medi­
zinische Hilfe zu gewähren.

In diesem Zusammenhang ist der Grundsatz des Wider­
streits der Pflichten nach § 20 StGB hervorzuheben, der be­
sagt, daß ein Arzt oder ein anderer medizinischer Mitarbeiter 
gerechtfertigt handelt, wenn er sich nach verantwortungsbe­
wußter Prüfung der Sachlage zur Begehung einer Pflichtver­
letzung entscheidet, um durch die Erfüllung anderer Pflich­
ten — in diesen Fällen Hilfspflichten — den Eintfttt eines 
größeren Schadens für andere Personen, der nicht anders ab­
wendbar ist, zu verhindern. Dabei muß auch berücksichtigt 
werden, daß diese Entscheidungen der zu Hilfeleistungen 
Verpflichteten häufig schnell und- unter schwer überschau­
baren Bedingungen getroffen werden müssen.

10. Im Rahmen von Notfallsituationen treten weitere 
Rechtsfragen auf. Generell gilt, daß die Rechte und Pflichten 
aus dem medizinischen Betreuungsverhältnis, insbesondere 
die Sorgfaltspflichten, wahrzunehmen sind. Ist die Erfüllung 
bestimmter Pflichten, wie z. B. die Aufklärung des Notfall­
patienten und die Einholung seiner Einwilligung in die me­
dizinischen Maßnahmen durch dessen Bewußtlosigkeit oder 
Niditansprechbarkeit nicht möglich, sind diese ärztlichen 
Verpflichtungen zum ersten geeigneten Zeitpunkt wahrzu­
nehmen.

Bei Verständigung der SMH-Leitstelle oder mit Anforde­
rung des Bereitschaftsarztes ist über den Einsatz zu entschei­
den. Die Entscheidung über die zu leistende ärztliche Hilfe 
darf nicht medizinischen Laien abverlangt werden.

Ohne Vorliegen außergewöhnlicher Umstände ist es auch 
unzulässig, nichtärztlichen Mitarbeitern des Gesundheitswe­
sens oder des DRK eine diesbezügliche Entscheidungsfindung 
zu übertragen.

Wird eine unmittelbare Kontaktaufnahme des Arztes zum 
Notfallpatienten durch andere Personen verhindert, was zu­
weilen im Wohnbereich durch Betrunkene geschehen kann,

können die zuständigen staatlichen Organe um Unterstützung 
ersucht werden (in der Regel die DVP).

Lehnt ein Notfallpatient eine ärztliche Hilfeleistung ab, 
kann diese durch den Arzt nicht erzwungen werden. Der Not­
fallpatient ist jedoch über die gesundheitlichen Folgen dieser 
Verweigerung zu belehren. Darüber hinaus kann für den 
Einsatzarzt eine Pflichtenkollision vorliegen, in der er sich — 
abhängig von der konkreten Gefahr für den Notfallpatien­
ten und den weiteren .Umständen — zu medizinischen Hilfs­
maßnahmen gegen den Willen des Patienten entscheiden 
kann. Das gilt insbesondere dann, wenn der Arzt erkennt, daß 
der Notfallpatient in der gegebenen Situation zu einer sach­
gerechten Entscheidung nicht in der Lage ist.

In jedem Fall besteht eine Behandlungspflicht des Arztes 
gegenüber dem Notfallpatienten, wenn dieser nicht in der 
Lage ist, eigene Entscheidungen zu treffen.

11. Die Kriterien des Notfalls, der medizinische Hilfe er­
fordert, sind mit denen des Unglücksfalls im Sinne des Straf­
rechts (§ 119 StGB) gleichzusetzen, wenn damit eine akute 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit eines Menschen 
einhergeht. Das bedeutet, daß strafrechtliche Verantwortlich­
keit vorliegt, wenn die erforderliche und mögliche Hilfe durch 
den Arzt während oder außerhalb seines Diensteinsatzes nicht 
geleistet wird.

Die Hilfspflicht nach § 119 StGB, die generell für jeden 
Bürger gilt, besteht jedoch nur insoweit, als sie nicht mit 
einer erheblichen Gefahr für das eigene Leben oder die eigene 
Gesundheit (z. B. bei der Rettung Ertrinkender) oder mit der 
Verletzung anderer wichtiger Pflichten verbunden ist. Der 
Arzt muß folglich auch unter diesem Aspekt nach Prüfung 
der Notfallsituation verantwortungsbewußt entscheiden, wo 
seine Hilfe am dringlichsten ist.

Strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen Verletzung der 
Obhutspflicht nach § 120 StGB ist gegeben, wenn ein Mensch 
in hilfloser Lage gelassen wird, obwohl ihm gegenüber Ob- 
hüts-, Unterbringungs-, Behandlungs- oder Betreuungspflich­
ten zu erfüllen sind. Solche Fürsorgepflichten obliegen z. B. 
den Ärzten im Bereitschafts- und Notfalldienst gegenüber 
Bewußtlosen, Verletzten, Gebrechlichen und anderen Hilfsbe­
dürftigen, die sich ohne fremde Hilfe aus der Leben oder Ge­
sundheit bedrohenden Situation nicht befreien können.. ,
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